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Gesetzentwurf

Fraktion DIE LINKE
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes
Der Landtag wolle beschließen:

Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes
Begründung

anliegend.
Thomas Lippmann
Fraktionsvorsitzender

Entwurf

Gesetz

zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes und

des Finanzausgleichsgesetzes

Artikel 1

Änderung des Kommunalabgabengesetzes
Das Kommunalabgabengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBl. LSA S. 202), wird wie folgt geändert:

1. § 6 (Beiträge) wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Landkreise und Gemeinden erheben zur Deckung ihres Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen leitungsgebundenen Einrichtungen von den Beitragspflichtigen im Sinne des Absatzes 8, denen durch die Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Leistungen ein Vorteil entsteht, nur Beiträge, soweit der Aufwand nicht durch Gebühren gedeckt ist und soweit nicht ein privatrechtliches Entgelt gefordert wird. Zum Aufwand rechnen auch die Kosten, die einem Dritten, dessen sich die Gemeinde oder der Landkreis bedient, entstehen, soweit sie dem Dritten von der Gemeinde oder dem Landkreis geschuldet werden. Beiträge werden nicht erhoben für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Verkehrsanlagen der Gemeinden (Straßen, Wege, Plätze sowie selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) und der in § 42 Abs. 5 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt genannten Einrichtungen (Straßenausbaubeitragsmaßnahmen).“

b) Absatz 6 Satz 1 wird gestrichen.
2. § 6 a (Wiederkehrender Beitrag) wird aufgehoben.
3. § 6 d (Beteiligung der Beitragspflichtigen) wird wie folgt geändert:
Absätze 2, 3, 4 und 5 werden aufgehoben.
4. § 7 (Besondere Wegebeiträge) wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 werden hinter Angabe „4“ die Angaben „,6“ gestrichen.
b) Nach Satz 3 werden folgende Sätze angefügt:

„Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsauslösenden Maßnahme, in den Fällen des § 6 Abs. 2 mit der Beendigung der Teilmaßnahme und in den Fällen des § 6 Abs. 4 mit der Beendigung des Abschnitts, sofern zum Zeitpunkt der Entscheidung über die beitragsauslösende Maßnahme eine Satzung in Kraft getreten ist. Investitionen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen wurden, fallen nicht unter diese Regelung. Die Satzung kann einen späteren Zeitpunkt bestimmen.“
5. § 13 a (Billigkeitsmaßnahmen) wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Absatz 3 Satz 5 wird gestrichen.

6. Dem § 18 (Übergangsvorschriften) werden die folgenden Absätze 3 bis 5 angefügt:
„(3) Für die Erhebung von Beiträgen für Straßenausbaubeitragsmaßnahmen sowie die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für Verkehrsanlagen gilt das Kommunalabgabengesetz in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung, sofern die Beiträge jeweils spätestens am 31. Dezember 2018 durch Bescheid festgesetzt worden sind. Bescheide, mit denen ab dem 1. Januar 2019 Beiträge festgesetzt wurden, sind aufzuheben. Die auf Grund solcher Bescheide vereinnahmten Beiträge sind zu erstatten. Eine Erstattung nach Satz 3 kann frühestens ab dem 1. Mai 2019 verlangt werden. Die Sätze 1 bis 4 gelten für Vorauszahlungen entsprechend.
(4) Hatte eine Gemeinde bis zum 31. Dezember 2018 Vorauszahlungen auf den Beitrag für Straßenausbaubeitragsmaßnahmen erhoben, den endgültigen Beitrag hingegen noch nicht festgesetzt, hebt sie diese Vorauszahlungsbescheide ab dem 1. Januar 2026 auf Antrag auf und erstattet die Vorauszahlungen frühestens ab dem 1. Mai 2026 zurück. Dies gilt nicht, wenn bis 31. Dezember 2025 die Vorteilslage entstanden ist und die Gemeinde eine fiktive Abrechnung des endgültigen Beitrags vorgenommen hat. Ergibt die fiktive Abrechnung, dass die Vorauszahlung den endgültigen Beitrag übersteigt, erstattet die Gemeinde auf Antrag den Unterschiedsbetrag. Der Antrag nach Satz 1 ist spätestens bis 31. Dezember 2026 zu stellen. § 6 Absatz 7 Satz 3 ist für Erstattungen nach Satz 1 nicht anzuwenden. Unberührt bleiben Ansprüche auf Erstattung von Vorauszahlungen aus anderen Gründen.

(5) Das Land Sachsen-Anhalt erstattet den Gemeinden auf Antrag diejenigen Beträge, die ihnen unmittelbar dadurch entgehen, dass sie infolge der Änderungen des Kommunalabgabengesetzes zum 1. Januar 2019 Beiträge für Straßenausbaubeitragsmaßnahmen sowie wiederkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen nicht mehr erheben können. Eine Erstattung nach Satz 1 kann frühestens ab dem 1. Januar 2020 und nach Abschluss des Jahres beantragt werden, in dem die sachlichen Beitragspflichten für die beitragsfähige Maßnahme oder die wiederkehrenden Beiträge entstanden sind oder nach dem Kommunalabgabengesetz in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung und der gemeindlichen Beitragssatzung entstanden wären. Ein Erstattungsanspruch nach Satz 1 setzt voraus, dass die Gemeinde 

1. spätestens bis zum 31. Dezember 2018 eine Satzung nach § 6 Absatz 1 oder § 6a Absatz 1 jeweils in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung erlassen hatte,

2. für die demnach beitragsfähige Maßnahme in einem der Kommunalaufsichtsbehörde nach § 102 Absatz 1 KVG LSA spätestens am 31. Januar 2019 vorgelegten Haushaltsplan Ausgaben im Vermögenshaushalt, Auszahlungen aus Investitionstätigkeit oder Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt hatte,

3. spätestens bis zum 31. Dezember 2018 das Vergabeverfahren für die erste Bauleistung bereits eingeleitet hatte oder mit eigenem Personal mit der technischen Herstellung begonnen hatte und

4. den Antrag auf Erstattung spätestens am 31. Dezember 2028 gestellt hat.

Eine Erstattung nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn am 31. Dezember 2018 die sachlichen Beitragspflichten allein deshalb nicht entstanden waren oder entstanden gewesen wären, weil die Gemeinde als Straßenbaubehörde eine hierfür erforderliche straßenrechtliche Widmung nicht innerhalb eines Jahres nach ordnungsgemäßer Herstellung der Straße vorgenommen hatte. Für Maßnahmen, für die am 31. Dezember 2018 die sachlichen Beitragspflichten noch nicht entstanden waren oder gewesen wären, werden höchstens die Beiträge erstattet, die sich bei Ausführung der Maßnahme gemäß dem an diesem Tag bestehenden Bauprogramm ergeben hätten. Das Land Sachsen-Anhalt erstattet den Gemeinden auf Antrag ihre vor dem 31. Dezember 2018 getätigten Aufwendungen für Planung und Vorbereitung von Straßenausbaubeitragsmaßnahmen, sofern diese Aufwendungen nicht von einer Erstattung nach Satz 1 umfasst sind und die Voraussetzungen nach den Sätzen 3 und 5 mit Ausnahme von Satz 3 Nummer 3 vorliegen, es sei denn eine Erstattung ist nach Satz 4 ausgeschlossen; Aufwendungen für Grunderwerb oder die Übernahme von Anlagen werden nicht erstattet. Eine Erstattung nach Satz 6 kann frühestens ab dem 1. Januar 2020 beantragt werden. Die Erstattungsansprüche nach den Sätzen 1 und 6 werden durch Mittel aus dem Ausgleichsstock des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) erfüllt. Das für Kommunalangelegenheiten zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium, durch Rechtsverordnung das Verfahren der Antragstellung, der Aufteilung der für die Erstattungsleistungen bereitgestellten Haushaltsmittel, der Auszahlung und der Fälligkeit der Erstattungsleistungen nach Maßgabe der im Landeshaushalt bereitgestellten Mittel sowie die zuständigen Verwaltungsbehörden näher zu regeln.“

Artikel 2

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2017 (GVBl. LSA S. 60), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Februar 2017 (GVBl. LSA S. 24), wird wie folgt geändert:

1. § 2 (Finanzausgleichsmasse) wird wie folgt geändert:
Absatz 1 erhält folgende Fassung

„(1) Die Finanzausgleichsmasse beträgt abweichend von § 1 Abs. 2 Satz 2 jährlich 1 655 000 000 Euro.“
2. § 6 (Besondere Ergänzungszuweisungen) wird wie folgt geändert:

Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Zur Wahrnehmung der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises im Rahmen dieses Gesetzes werden besondere Ergänzungszuweisungen gewährt.“
3. § 11 (Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Unterhaltung der Kreisstraßen) wird wie folgt geändert:
a) Der Paragraf erhält folgende neue Bezeichnung:

„§ 11 Besondere Ergänzungszuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgabe der Straßenunterhaltung“

b) Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:
„(2) Zur Milderung der Belastung für die Wahrnehmung der Aufgabe der Unterhaltung der Gemeindestraßen erhalten die kreisfreien Städte eine besondere Ergänzungszuweisung in Höhe von jährlich 15 000 000 Euro und die kreisangehörigen Gemeinden in Höhe von jährlich 40 000 000 Euro.“
c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3 und erhält folgende Fassung

„(3) Der Anteil der Ergänzungszuweisung für den jeweiligen Landkreis, die jeweilige kreisfreie Stadt und die kreisangehörige Gemeinde entspricht dem Anteil an der Summe der von der zuständigen obersten Landesbehörde im Falle des Absatz 1 anerkannten Länge der Kreisstraßen und im Falle des Absatzes 2 festgestellten Länge der Gemeindestraßen, jeweils am 1. Januar des vorvergangenen Jahres der jeweiligen Gebietskörperschaftsgruppe. Die Auszahlung erfolgt in Raten zum 10. Februar und 10. August eines jeden Jahres.“
4. § 12 (Schlüsselzuweisungen) wird wie folgt geändert:
Absatz 1 erhält folgende Fassung

„(1) Für die Erledigung der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises werden Schlüsselzuweisungen gezahlt. Die kreisfreien Städte erhalten jährlich 243 224 676 Euro, die Landkreise jährlich 195 851 362 Euro und die kreisangehörigen Gemeinden jährlich 348 971 303 Euro.

Artikel 3
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in Kraft.

Begründung

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Rechtsgrundlage zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen abzuschaffen und daraus entstehende Einnahmeausfälle der Gemeinden zu kompensieren. 
Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen ist in den vergangenen Jahren auf stetig wachsende Kritik gestoßen. Von vielen Bürgerinnen und Bürgern wird die gegenwärtige Beitragsfinanzierung von Straßenausbaumaßnahmen mit dem Argument, die Erneuerung oder Verbesserung einer Straße käme nicht nur den Beitragspflichtigen, sondern vielmehr der Allgemeinheit zu Gute, als ungerecht empfunden. Forderungen nach einer Finanzierung ohne unmittelbare finanzielle Beteiligung der Anlieger bestehen seit Jahren. Mitunter stellen Beitragsforderungen mit teilweise enormen Summen die Beitragspflichtigen vor existenzielle finanzielle Probleme.

Die Gemeinden setzt dies zunehmend unter Druck. Hinzu kommt, dass die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen rechtlich schwierig und darüber hinaus nicht immer wirtschaftlich ist. Den Einnahmen aus Straßenausbaubeiträgen stehen teilweise erhebliche Personal- und Sachkosten gegenüber.

Die bisherige Gesetzgebung mit der Einführung von wiederkehrenden Beiträgen oder die Ergänzung des Kommunalabgabengesetzes um Billigkeitsmaßnahmen haben nicht die erhoffte Akzeptanzsteigerung für Straßenausbaubeiträge und eine Stabilisierung des beitragsfinanzierten Systems mit sich gebracht. 

Eine Weiterführung der Erhebung von einmaligen und wiederkehrenden Straßenausbaubeiträgen in der gegenwärtigen Form wird daher politisch nicht mehr für sinnvoll erachtet. Sowohl in der Landes- als auch der Kommunalpolitik besteht der Wunsch, Straßenausbaumaßnahmen auf andere Weise zu finanzieren.

Zu Artikel 1:
Auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen wird künftig verzichtet. Die Rechtsgrundlagen für die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen in § 6 und § 6 a KAG-LSA sowie die ergänzenden Regelungen in den § 6 d und § 13 a werden mit Wirkung zum 1. Januar 2019 aufgehoben und durch eine Regelung in § 6 Absatz 1 Satz 3 KAG-LSA ersetzt, nach der ab diesem Zeitpunkt keine Beiträge für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Verkehrsanlagen der Gemeinden (Straßen, Wege, Plätze sowie selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) und der in § 42 Abs. 5 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt genannten Einrichtungen (Straßenausbaubeitragsmaßnahmen) erhoben werden.

Diese Regelung gilt für die Fälle, in denen die sachlichen Beitragspflichten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes noch nicht entstanden waren. Um sicherzustellen, dass auch in den Fällen keine Beiträge mehr erhoben werden können, in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes zwar die sachlichen Beitragspflichten aber noch nicht die persönlichen Beitragspflichten entstanden waren, werden in § 18 Absatz 3 KAG-LSA flankierende Regelungen getroffen. Ergänzend wird mit Übergangsregelungen in § 18 Absatz 4 KAG-LSA der Umgang mit vor dem 1. Januar 2019 festgesetzten Vorauszahlungen gelöst.

Die den Gemeinden im Zuge der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge unmittelbar entstehenden Beitragsausfälle werden durch das Land Sachsen-Anhalt grundsätzlich erstattet. In § 18 Absatz 5 KAG-LSA ist geregelt, unter welchen Voraussetzungen Gemeinden einen finanziellen Ausgleich erhalten.

Für künftige Ausbaumaßnahmen (d. h. Maßnahmen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch nicht begonnen wurden und nicht dem Regelungsregime des neuen § 18 Absatz 5 KAG-LSA unterliegen) soll den Gemeinden ab 2019 vom Land Sachsen-Anhalt eine „Besondere Ergänzungszuweisung für die Wahrnehmung der Aufgabe der Straßenunterhaltung“ gewährt werden. 
Das Recht und die Pflicht der Gemeinden, nach § 127 BauGB Erschließungsbeiträge zu erheben, bleiben von diesem Gesetz unberührt. Gleiches gilt für das Recht der Gemeinden und Landkreise „Besondere Wegebeiträge“ nach § 7 KAG-LSA zu erheben.
Zu Artikel 2:
Mit den, nach Artikel 1 wegfallenden Beiträge für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Verkehrsanlagen der Gemeinden (Straßen, Wege, Plätze sowie selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) und der in § 42 Abs. 5 des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt genannten Einrichtungen (Straßenausbaubeitragsmaßnahmen) entfällt eine Finanzierungsquelle der Kommunen für derartige Maßnahmen. Somit ist ein angemessener Ausgleich durch den Landesgesetzgeber zu gewährleisten.
Die Einnahmen aus Straßenausbaubeiträgen der kreisfreien Städte und kreisangehörigen Gemeinden waren in den Jahren 2015, 2016 und 2017 unterschiedlich hoch: Sie betrugen zwischen 8,7 Millionen Euro und 11,2 Millionen Euro (vergleiche Drucksache 7/2827 vom 08.05.2018).
Hinzu tritt ein Investitions- und Reparaturstau bei den Gemeindestraßen in nicht festgestellter Höhe. Den Reparaturstau bei Kreisstraßen bezifferte der Minister für Landesentwicklung und Verkehr auf 800 Millionen Euro. Es ist daher anzunehmen, dass die gegenwärtige Beitragssituation den an sich erforderlichen Bedarf nur ungenügend abbildet. 

Bei der Kompensation einer wegfallenden kommunalen Einnahmequelle muss nach Überzeugung der Antragstellerin, neben der Rückschau auf vergangene Beiträge, auch eine Prognose der künftig wegfallenden Einnahmen vorgenommen werden.
Die Erhöhung der Gesamtfinanzausgleichsmasse um 27 Millionen Euro erscheint zudem angemessen. Bislang hat die Landesregierung die ihr seit 2018 zufließenden Umsatzsteueranteile aus dem Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen in Höhe von 27 Millionen Euro nicht, wie vom Bundesgesetzgeber beabsichtigt, zu kommunalen Entlastung verwendet.
Die Finanzierung im Haushaltsjahr 2019 kann aus den voraussichtlichen Mehreinnahmen der Steuerschätzung vom November 2018 erfolgen, für die kommenden Jahre ist der Betrag durch die Landesregierung in den Gesamthaushalt einzuordnen.

Die Aufteilung der Mittel zwischen den betroffenen kommunalen Gruppen erfolgte zu 25 vom Hundert nach dem Verhältnis der Flächen und im Übrigen nach Einwohnern. Somit entfallen auf die kreisfreien Städte 5.250.000 Euro und die kreisangehörigen Gemeinden 21.750.000 Euro.

Zu den Nummern 2, 3 und 4:
Bislang sieht das Finanzausgleichgesetz Ergänzungszuweisungen lediglich für Landkreise und kreisfreie Städte vor. Diese sollen Teile der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises nach sachgerechten Kriterien verteilen und so besondere Belastungen abmildern.

Für die kreisangehörigen Gemeinden sieht das Finanzausgleichgesetz im Wesentlichen die Schlüsselzuweisung als Verteilung der Finanzausgleichmasse für den eigenen Wirkungskreis vor. Die Ermittlung der Schlüsselzuweisung aus §§ 12ff. des Gesetzes erfolgt nach gewichteten Einwohnern und der Steuerkraft.
Zwar erfüllen diese Verteilungskriterien die Anforderungen aus Artikel 88 Absatz 2 Satz 1 der Landesverfassung, wonach die unterschiedliche Finanzkraft der Kommunen angemessen auszugleichen sei, fraglich bleibt jedoch, ob auch die Kriterien aus Absatz 1 dieses Artikels erfüllt werden. Danach sorgt das Land dafür, dass die Kommunen über Finanzmittel verfügen, die zur angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind.

Wesentliches Verteilungskriterium neben der Steuerkraft sind die nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 zu berechnenden Einwohner. Im Ergebnis der 6. Regionalisierten Bevölkerungsprognose wird Sachsen-Anhalt auch weiterhin mit zurückgehenden Bevölkerungszahlen zu rechnen haben. Wobei sich die Veränderung der Einwohnerzahlen regional sehr unterschiedlich gestaltet. 
Die Straßeninfrastruktur, die durch die Kommunen aufrecht zu erhalten ist, ist weniger von der Einwohnerzahl abhängig als von der vorhandenen Substanz. Insoweit ist die Abbildung des Bedarfs in den Schlüsselzuweisungen nur mit Einschränkungen sachgerecht.

Daher schlägt die Antragstellerin vor, einen Teil des aus dem gesamten kommunalen Finanzbedarf entfallenden Aufwendungsanteils für die Unterhaltung der Gemeindestraßen aus den Schlüsselzuweisungen herauszulösen und als Besondere Ergänzungszuweisung auszugestalten. 

Der in den Schlüsselzuweisungen verbleibende Teil soll auch weiterhin nach Steuerkraft und Einwohnern verteilt werden, um dem Ausgleichskriterium aus Artikel 88 Absatz 2 der Landesverfassung gerecht zu werden.

Ein Teil dieser Aufwendungen soll künftig nach dem Verhältnis der Länge der Gemeindestraßen verteilt werden, da dieses Kriterium dem Bedarf der Kommunen für die angemessene Erfüllung dieser Aufgabe näherkommt und unabhängig von Schwankungen der Bevölkerungszahl die Mittel zur Aufrechterhaltung der Infrastruktur bereitstellt.
Die Feststellung der Länge der Gemeindestraßen obliegt der zuständigen obersten Landesbehörde, die auch für die Anerkennung der Länge der Kreisstraßen zuständig ist. Insoweit wird für diese mit dem Gesetz eine neue Aufgabe definiert. Die Antragstellerin geht davon aus, dass mit § 25 Absatz 5 und § 28 dieses Gesetzes hinreichende Grundlagen für die Erhebung und Feststellung der Länge der Gemeindestraßen vorhanden sind.

Für die kreisfreien Städte erfolgt die Überführung aus den Schlüsselzuweisungen in die neu zu schaffende Ergänzungszuweisung in Höhe von 9.750.000 Euro, für die kreisangehörigen Gemeinden in Höhe von 18.250.000 Euro. Bei der Festlegung der jeweiligen Beträge hat sich die Antragstellerin davon leiten lassen, dass die demografischen Veränderungen Auswirkungen insbesondere im Bereich der kreisangehörigen Gemeinden haben.

Die Kompensationsmittel für den Wegfall der Straßenausbaubeiträge (vgl. Nummer 1) werden ebenfalls mit der Ergänzungszuweisung ausgereicht. Nach Auffassung der Antragstellerin ist eine Verteilung anhand der Länge der Gemeindestraßen sachgerecht, weil sie auch über längere Perioden hinweg, den Umfang des Ausbaubedarfes abbildet. Die Änderungen in § 12 ergeben sich aus Vorstehendem.
Zu Artikel 3:
Artikel 3 regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft. Die Anordnung zum Jahresbeginn ist aufgrund der Besonderheiten des Kommunalabgaben- und des Kommunalhausrechts geboten, um mögliche Unsicherheiten bei den Gemeinden und den Beitragspflichtigen zu vermeiden und zugleich eine klare zeitliche Abgrenzung zwischen den Beitrags- und Haushaltsjahren zu ermöglichen.

Aus Sicht der Beitragspflichtigen ist eine Rückwirkung des Gesetzes rechtsstaatlich unbedenklich. Sofern sie seit dem 1. Januar 2019 zu Straßenausbaubeiträgen herangezogen werden, erhalten sie diese Beiträge gemäß § 18 Absatz 3 Satz 3 KAG-LSA zurückerstattet. Gleiches gilt für Vorauszahlungen (§ 18 Absatz 3 Satz 5 KAG-LSA). Für die Beitragspflichtigen tritt mit Artikel 3 eine rückwirkende Begünstigung ein.

Dem grundsätzlich schutzwürdigen Vertrauen der Gemeinden in den Fortbestand der Regelungen zum Straßenausbaubeitragsrecht wird mit Erstattungsansprüchen nach § 18 Absatz 5 KAG-LSA Rechnung getragen. Zum einen erstattet das Land Sachsen-Anhalt den Gemeinden gemäß § 18 Absatz 5 Satz 1 KAG-LSA u. a. auch diejenigen Beträge als infolge der Änderungen des Kommunalabgabengesetzes entgangener Beiträge, die die Gemeinden gemäß § 18 Absatz 5 KAG-LSA den Beitragspflichtigen zu erstatten haben. Zum anderen erhalten die Gemeinden aufgrund derselben Anspruchsgrundlage auch einen finanziellen Ausgleich u.a. dafür, dass sie ab dem 1. Januar 2019 keine Straßenausbaubeiträge mehr erheben können.

Mit den Erstattungsansprüchen gegenüber dem Land Sachsen-Anhalt werden die sich für die Gemeinden aus diesem Gesetz ergebenden Folgen ausgeglichen. Eine Verschlechterung der Rechtslage entsteht den Gemeinden mit der Rückwirkung dieses Gesetzes zum 1. Januar 2019 damit nicht.
(Ausgegeben am .2018)
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